Friedhofsatzung
der katholischen Kirchengemeinde
St. Peter und Paul, Velen
fur den Friedhof St. Walburga, Ramsdorf

I. Allgemeine Bestimmungen

81
Trager des Friedhofes

Der Friedhof ist eine offentliche und zugleich kirchliche Einrichtung der katholischen Kir-
chengemeinde (can. 1240 CIC). Er ist ein Ort des Gedenkens, der Trauer, Besinnung und
Einkehr. Der Kirchenvorstand vertritt die Kirchengemeinde bei der Verwaltung und dem Be-
trieb des Friedhofes. Er kann diese Aufgaben auch einem Ausschuss tbertragen. Die Katho-
lische Kirchengemeinde St. Peter und Paul, Velen ist als Korperschaft des ¢ffentlichen Rech-
tes Rechtstragerin nach dem Gesetz Uber das Friedhofs- und Bestattungswesen in Nord-
rhein-Westfalen (Stand: 01.10.2014) und damit zur Regelung folgender Bestimmungen durch
Satzung verpflichtet.

8§82
Friedhofszweck

(1) Der Friedhof dient der Beisetzung aller Personen die bei ihrem Tod im Bereich der Kir-
chengemeinde St. Peter und Paul, Velen ihren ersten Wohnsitz hatten, sowie derjenigen, die
ein Anrecht auf ein Wahl- und Familiengrab haben. Die Bestattung anderer Personen bedarf
einer Ausnahmegenehmigung der Friedhofsverwaltung.

§3
SchlieBung und Entwidmung

(1) Der Friedhofstrager ist berechtigt, den Friedhof ganz oder teilweise zu schliel3en oder zu
entwidmen. Die SchlielBung steht der Moglichkeit weiterer Beisetzungen entgegen. Durch die
Entwidmung verliert der Friedhof seinen Charakter als Ruhestatte der Toten. SchlieBung und
Entwidmung werden in der fur die Kirchengemeinde Ublichen Form 6&ffentlich bekannt gege-
ben. Sind nur einzelne Grabstatten betroffen, erhalten die Nutzungsberechtigten einen
schriftlichen Bescheid. Vor einer Schliel3ung ist dies den zustandigen Behdrden anzuzeigen.

(2) Eine vollige oder teilweise Entwidmung ist jedoch nur zulassig, wenn der Friedhofstrager
fir Grabstatten, deren Grabnutzungszeit noch nicht abgelaufen ist, gleichwertige Grabstatten
angelegt und Umbettungen ohne Kosten flr die Nutzungsberechtigten durchgeftihrt hat, oder
dies auf dem Friedhof eines anderen Trégers sicherstellt.

II. Ordnungsvorschriften

§4
Offnungszeiten

(1) Der Friedhof ist wahrend der am Eingang bekannt gegebenen Zeit fir den Besuch geoff-
net.

(2) Der Friedhof kann voribergehend aus besonderem Anlass ganz oder teilweise geschlos-
sen werden.



85
Verhalten auf dem Friedhof

(1) Jeder hat sich auf dem Friedhof der Wirde des Ortes entsprechend zu verhalten. Wei-
sungen von durch die Friedhofsverwaltung berechtigten Personen ist Folge zu leisten.

(2) Kinder unter 6 Jahren durfen den Friedhof nur in Begleitung und unter Verantwortung
Erwachsener betreten.

(3) Auf dem Friedhof ist insbesondere nicht gestattet:

a) die Wege mit Fortbewegungsmitteln aller Art, Kinderwagen, alters- oder krankheitsbeding-
te Gehhilfen und Rollstiihle ausgenommen, zu befahren; Ausnahmegenehmigungen er-
teilt die Friedhofsverwaltung;

b) Waren und entgeltliche Dienstleistungen aller Art, insbesondere Kranze und Blumen an-
zubieten oder zu bewerben;

c) an Sonn- und Feiertagen und in der Nahe einer Bestattung stérende oder anderweitig
nicht vertretbare Arbeiten auszufiihren;

d) ohne Beauftragung durch Angehtrige oder der Zustimmung der Friedhofsverwaltung ge-
werbsmalRig Film- und Tonaufnahmen, Fotoaufnahmen oder vergleichbarem zu machen;

e) Druckschriften zu verteilen und Sammlungen durchzufiihren; ausgenommen sind notwen-
dige Drucksachen, die im Rahmen einer Bestattungsfeier tblich sind, oder in anderen Fal-
len durch Zustimmung der Friedhofsverwaltung;

f) Abraum- und Abfélle aul3erhalb der dafir bestimmten Stellen abzulagern. Hinweise tber
Abfalltrennung sind zu beachten;

g) den Friedhof und seine Einrichtung und Anlagen zu verunreinigen und zu beschadigen,
Einfriedungen und Hecken zu Ubersteigen und Rasenflachen, Grabstatten und Grabein-
fassungen zu betreten (soweit eine Notwendigkeit nicht gegeben ist);

h) zu larmen, zu lagern, zu spielen, und zu rauchen;
i) der Verzehr von Speisen oder Getranken;

j) Tiere mitzubringen, ausgenommen Blindenhunde oder vergleichbaren Hilfen, welche dem
Nutzer den Zugang zum Friedhof notwendigerweise ermdglich;

k) Pflanzen, Tier und Pilz tétende Giftstoffe, wie z. B. Herbizide, Fungizide und Pestizide
anzuwenden;

(4) Die Friedhofsverwaltung kann Ausnahmen zulassen, soweit sie mit dem Zweck des
Friedhofes und dieser Ordnung vereinbar sind.

§6
Gewerbliche Betatigung auf dem Friedhof

(1) Gewerbetreibende, insbesondere Steinmetze, Bildhauer, Gartner und Bestatter, bedirfen
fur die Austbung ihrer gewerblichen Tatigkeit auf dem Friedhof der vorherigen schriftlichen
Zulassung durch die Kirchengemeinde. Die Téatigkeit kann nur erlaubt werden, wenn sie mit
dem Friedhofszweck vereinbar ist. Die Zulassung soll auf max. drei Jahre befristet erteilt
werden. Die schriftliche Zulassung ist auf Verlangen Berechtigter vorzuzeigen.



(2) Die Zulassung ist von einem Nachweis abhdngig zu machen, dass der Gewerbetreibende
zur Ausiibung der entsprechenden Tatigkeit von der zustéandigen Berufskammer berechtigt
ist. Bei Personen aus EU-Mitgliedslandern sind die Bestimmungen der jeweiligen Lander
ausschlaggebend!. Bei Gewerbetreibenden aus Nicht-EU-Landern gelten die Bestimmungen
fur inlandische Personen.

Es werden nur Gewerbetreibende zugelassen, die selbst oder deren fachliche Vertretung die
Meisterprifung abgelegt oder eine der Meisterprifung fur die Ausibung des betreffenden
Handwerkes mindestens gleichwertige Befahigung erworben haben.

(3) Die Kirchengemeinde hat die Zulassung davon abhéngig zu machen, dass der Gewerbe-
treibende fur die Ausfiihrung seiner Tatigkeit einen ausreichenden Haftpflichtversicherungs-
schutz nachweist. Die Deckungssumme darf 3 Millionen EUR nicht unterschreiten.

(4) Die Kirchengemeinde kann die Zulassung widerrufen, insbesondere dann, wenn Versto-
3e gegen die Ordnung vorliegen oder der Gewerbetreibende in fachlicher, betrieblicher oder
personlicher Hinsicht unzuverlassig ist.

(5) Gewerbetreibende haben die Vorschrift dieser Ordnung einzuhalten. Weitere Ausfih-
rungsbestimmungen, Einschrénkungen, Regelungen zum Entzug der Zulassung oder Aus-
nahmen, kann die Friedhofsverwaltung im Zulassungsverfahren regeln.

[ll. Allgemeine Bestattungsvorschriften

8§87
Anmeldung und Leitung von Beerdigungen

(1) Bestattungen sind unverziglich nach Eintritt des Todes bei der Kirchengemeinde
(Pfarramt) anzumelden. Der Anmeldung sind die erforderlichen amtlichen Bescheinigungen
beizufliigen.

(2) Es obliegt dem Pfarrer der Kirchengemeinde St. Peter und Paul, Velen oder dem von ihm
Beauftragten, auf dem Friedhof zu amtieren und Beerdigungen zu leiten. Andere Personen
durfen nur mit vorher beantragter Erlaubnis des leitenden Geistlichen der Kirchengemeinde
auf dem Friedhof amtieren.

(3) Wird die Bestattung in einer Wahl- oder Familiengrabstatte beantragt, so ist das Nut-
zungsrecht nachzuweisen. Soll eine Urnenbestattung erfolgen, so ist eine Bescheinigung
uber die Eindscherung vorzulegen.

(4) Die Kirchengemeinde setzt Ort und Zeit der Bestattung im Einvernehmen mit dem Auf-
traggeber fest. Hinsichtlich der Warte- und Bestattungsfristen gelten die Bestimmungen des
Gesetzes uber das Friedhofs- und Bestattungswesen NRW in der jeweils gultigen Fassung.

(5) Der Bestatter muss der Friedhofsverwaltung eine Vollmacht der Auftraggeber vorlegen.
Gleichzeitig muss der Bestatter bei der Anmeldung schriftlich Auskunft geben, wer Auftrag-
geber ist und wer das Nutzungsrecht an der Grabstatte erhalt, bzw. wem ein Reihengrab
zugewiesen wird. Gleichzeitig verpflichten sich der Auftraggeber und der Nutzungsberechtig-
te bzw. Verflgungsberechtigte an einer Reihen- oder Urnengrabstatte, die falligen Gebuhren
zu zahlen.

! Die Bestimmungen iiber Gewerbetreibende aus EU-Mitgliedslandern sind auf www.portal21.de abrufbar.


http://www.portal21.de/

§8
Sarge und Urnen

(1) Erdbestattungen sind stets in Sargen, Aschenbeisetzungen sind stets in Urnen vorzu-
nehmen. Sarge und Urnen missen so beschaffen sein, dass die chemische, physikalische
oder biologische Beschaffenheit des Bodens oder des Grundwassers nicht nachteilig veran-
dert wird und bei Sargen die Verwesung der Leichen innerhalb der Ruhezeit ermdglicht wird.
Sargausstattungen und -beigaben und Sargabdichtungen muissen zur Vermeidung von Um-
weltbelastungen aus leicht verrottbaren Werkstoffen hergestellt sein. Sie dirfen keine PVC-,
PCP-, formaldehydabspaltenden, nitrozellulosehaltigen oder sonstigen umweltgefahrdenden
Lacke oder Zusatze enthalten. Die Kleidung der Leiche soll nur aus kunststofffreien Materia-
lien bestehen.

(2) Die Sarge mussen festgefiigt und so abgedichtet sein, dass jedes Durchsickern von
Feuchtigkeit ausgeschlossen ist. Die Sarge dirfen hochstens 2,05 m lang, 0,65 m hoch und
im Mittelmal3 0,65 m breit sein. Sind ausnahmsweise grof3ere Sarge erforderlich, so ist die
Zustimmung der Kirchengemeinde bei der Anmeldung der Bestattung einzuholen.

(3) Fur die Bestattung in gemauerten Gruften sind nur Metallséarge oder Holzsarge mit Metal-
leinsatz zugelassen, die luftdicht verschlossen sind.

(4) Urnen konnen aus jedem dauerhaften Material auBer Kunststoff hergestellt sein. Werden
Uberurnen verwendet, muss die eigentliche Urnenkapsel aus zersetzbarem Material sein.

89
Ausheben der Graber

(1) Die Graber werden vom bevollméachtigten Unternehmen (Totengraber) der Kath. Kirchen-
gemeinde ausgehoben und wieder verfillt. Die Arbeiten sind vom Nutzungsberechtigen mit
dem Totengraber abzustimmen und die Kosten hierfir vom Nutzungsberechtigten zu tragen.

(2) Der Nutzungsberechtigte hat vor der Bestattung oder Beisetzung das Grabzubehor bzw.
die Bepflanzung zu entfernen. Sofern beim Ausheben der Graber Grabmale, Fundamente
oder Grabzubehor durch den Totengraber entfernt werden mussen, sind die dadurch entste-
henden Kosten durch den Nutzungsberechtigten zu tragen und dem Unternehmen (Toten-
graber) zu erstatten.

810
Graber

(1) Die Flache des Einzelgrabes ist geniigend grof3 zu bemessen. Als Mindestflache der
Graber sind fur Erwachsene 2,10 m Lange und 0,90 m Breite, fir Kinder unter 5 Jahren
1,20 m Lange und 0,60 m Breite anzusetzen. Die Grabtiefe soll bei Sargbestattungen fir
Erwachsene 1,80 m und fiur Kinder unter 5 Jahren 1,40 m betragen. Zwischen Grabsohle
und hochstem Wasserstand muss eine Filterschicht von 0,70 m verbleiben. Mithin muss zwi-
schen Bodenoberflache (ohne Grabhiigel) und héchstem Grundwasserstand ein Abstand
von mindestens 2,50 m vorhanden sein. Der Abstand zwischen zwei Einzelgrabern muss
mindestens 0,30 m betragen. Die Beisetzung von Urnen erfolgt in der Regel in Urnengra-
bern. Der Abstand zwischen Oberkante der Urne und Erdoberflache betragt mindestens
0,50 m.

§11
Nutzungs- und Ruhezeit

(1) Die Nutzungs- und Ruhezeit auf dem Friedhof betrégt generell 30 Jahre.



§12
Umbettung

(1) Die Ruhe der Toten darf grundsatzlich nicht gestort werden.

(2) Umbettungen von Leichen und Urnen bedirfen unbeschadet der gesetzlichen Vorschrif-
ten der vorherigen Genehmigung der Kirchengemeinde. Die Zustimmung kann nur bei Vor-
liegen eines wichtigen Grundes erteilt werden. Umbettungen innerhalb derselben Wahl- oder
Urnenwahlgrabstétte werden nicht zugelassen. Die Umbettung unterbricht oder hemmt nicht
den Ablauf der Ruhefrist.

(3) Alle Umbettungen erfolgen nur auf schriftlichen Antrag. Antragsberechtigt sind alle Ange-
horige. Die schriftliche Einverstandniserklarung der Nutzungsberechtigten der von der Um-
bettung betroffenen Wahl- und Reihengrabstatten, sowie Urnen- und Urnenwahlgrabstatten,
ist beizufuigen.

(4) Die Umbettung bedarf auch der Genehmigung der 6rtlichen Ordnungsbehdrde Die Zu-
stimmung kann nicht erteilt werden, wenn nicht die schriftiche Genehmigung der Ordnungs-
behdrde sowie eine Bescheinigung des Gesundheitsamtes vorliegt.

(5) Neben der Zahlung der Gebuhren und Nebenkosten fir die Umbettung haben die An-
tragsteller Ersatz fur die Schaden zu leisten, die an benachbarten Grabstatten und Anlagen
durch eine Umbettung zwangslaufig entstehen.

IV. Grabstatten

813
Arten und GroRen der Grabstatten

(1) Samtliche Grabstatten bleiben Eigentum der Kirchengemeinde. An ihnen bestehen nur
Rechte nach dieser Ordnung.

(2) Die Grabstatten werden unterschieden in:

a) Reihengraber fir Kinder bis zu 5 Jahren

b) Reihengréaber fir Personen tber 5 Jahre

c) Wahl — und Familiengraber

d) Urnengraber

e) Pflege — und Rasengrabstétten fur Sarg und Urnenbeisetzungen

f) Gemeinschaftsgrabstatte (einheitliche Gestaltung) (wenn Flache daflir ausgewiesen ist)

g) Grabstatten unter Baume (wenn Flache dafiir ausgewiesen ist)

h) Gemeinschaftsgrabstatte flr Tot- und Fehlgeburten (wenn Flache dafiir aus-gewiesen ist).

(3) Die Grabsohle ist bei Grabern fir die Leichen von

a) Kindern unter 5 Jahren auf eine Tiefe von 1,40 m und

b) Personen tber 5 Jahren auf eine Tiefe von 1, 80 m zu legen.

Der Abstand zwischen Urne und Erdoberflache betragt mindestens 0,50 m.
Zwischen zwei Einzelgrabern muss mindestens der Abstand 0,30 m betragen.

(4) Grabstellen sind spatestens drei Monate nach der Beisetzung bzw. nach dem Erwerb des
Nutzungsrechtes wiirdig herzurichten und bis zum Ablauf der Ruhefrist bzw. des Nutzungs-
rechtes ordnungsgemaln instand zu halten. Geschieht dies trotz Aufforderung nicht, so kon-
nen diese eingeebnet werden. Die Kosten hierzu tragt der Nutzungsberechtigte, der dartber
hinaus die nach 8§ 24 Abs. 6 falligen Gebuhren analog der vorzeitigen Beendigung des Nut-
zungsrechtes zu zahlen hat. Die Gestaltung der Grabstellen hat sich an der vom Kirchenvor-
stand festgesetzten Gesamtgestaltung zu orientieren.



§14
Reihengrabstatten

(1) Reihengrabstétten sind Gréber flr Erdbestattungen, die fur die Dauer der Ruhezeit (30
Jahre) der Reihe nach vergeben werden. Uber die Wiederbelegung nach Ablauf der Ruhe-
frist entscheidet die Friedhofsverwaltung. Die Nutzungszeit daran ist identisch mit der fur den
Friedhof geltenden Ruhezeit.

(2) In einem Reihengrab kann nur ein Verstorbener beigesetzt werden. Die Beisetzung einer
Urne statt Sarges ist zulassig.

§15
Familien —und Wahlgrabstatten

(1) Familien — und Wahlgrabstatten sind Grabstatten fir Erdbeisetzungen mit einer oder
mehreren Grabstellen, an denen auf Antrag ein Nutzungsrecht fir die Dauer von 30 Jahren
(Ruhe- und Nutzungszeit) verliehen und deren Lage mit dem Erwerber abgestimmt wird. In
der Familien- und Wahlgrabstatte kobnnen der Nutzungsberechtigte und die Verstorbenen
seiner Familie beigesetzt werden. Es ist zulassig, in einer vorhandenen Familien — und
Wahlgrabstatte Urnenbeisetzungen vorzunehmen. Auf einer Familien- und Wahlgrabstéatte ist
es zulassig zusatzlich, je Grabstelle, eine Urne beizusetzen.

(2) Nach Ablauf der Ruhezeit eines Verstorbenen kann eine weitere Bestattung erfolgen,
wenn die restliche Nutzungszeit die Ruhezeit erreicht oder ein Nutzungsrecht mindestens fur
die Zeit bis zum Ablauf der Ruhezeit wieder erworben worden ist.

(3) Wahrend der Nutzungszeit darf eine Bestattung nur stattfinden, wenn die Ruhezeit die
Nutzungszeit nicht Uberschreitet oder wenn ein Nutzungsrecht mindestens fiir die Zeit bis
zum Ablauf der Ruhezeit gegen Entrichtung der entsprechenden Verlangerungsgebuhr
(Ausgleichsgebiihr) gewahrt worden ist.

§16
Urnengrabstatten

(1) Urnenreihengrabstatten sind Aschengrabstatten, die der Reihe nach belegt und im To-
desfall fir die Dauer der Nutzungszeit zur Beisetzung einer Urne zugeteilt werden. Ein Wie-
dererwerb des Nutzungsrechtes an der Urnenreihengrabstatte ist nicht moglich.

(2) Urnenwahlgrabstatten sind fur Urnenbestattungen bestimmte Grabstatten, an denen auf
Antrag ein Nutzungsrecht fiir die Dauer der Nutzungszeit/ Ruhezeit verliehen wird. Die Zahl
der Urnen, die in einer Urnenwahlgrabstatte bestattet werden kénnen, richtet sich nach der
GroRRe der Grabstatte. Ein Wiedererwerb des Nutzungsrechtes an der Urnenwahlgrabstatte
ist moglich.

(3) Soweit sich nicht aus dieser Satzung etwas anderes ergibt, gelten die Vorschriften fr
Reihen- und Wahlgrabstatten entsprechend auch fir Urnengrabstatten.

817
Pflege- und Rasengrabstatten

(1) Pflege- und Rasengrabstatten sind Reihengrabstatten, in eine Rasenflache oder in ein
bepflanztes Pflegefeld integriert, ohne Gestaltungsmdéglichkeiten fur Erd- und Urnenbestat-
tungen und werden als ein- oder zweistellige (Partnergraber) Grabstatten angeboten. Die
Vergabe der Grabstatten erfolgt aus Anlass des Todes der Reihe nach. Ein Wiedererwerb
des Nutzungsrechtes an einer dieser Grabstétten ist nicht méglich.



(2) Bei der Vergabe von Partnergrabstatten (zweistellig) ist das Nutzungsrecht an beiden
Grabstellen einmalig bis zum Ende der Ruhefrist des zuletzt Beigesetzten zu verlangern. Ein
Wiedererwerb des Nutzungsrechtes an einer dieser Grabstétten ist nicht moglich.

(3) Das alleinige Pflege- und Gestaltungsrecht liegt bei der Friedhofsverwaltung. Die Anlage
und Pflege erfolgt fur die Dauer der Nutzungszeit ausschliel3lich durch die Friedhofsverwal-
tung oder eines von ihr Beauftragten. Alle hierdurch entstehenden Kosten werden durch eine
Gebuhr abgegolten, die sich aus der Friedhofsgebihrenordnung ergibt. Die Grabstatten
missen fir diese Pflege freigehalten werden; das Aufstellen von Grableuchten und Blumen-
schmuck ist nicht gestattet. Widerrechtlich abgelegte oder aufgestellte Gegenstande werden
durch die Kirchengemeinde entsorgt. Ein Anspruch auf Erstattung des Geldwertes durch die
Kirchengemeinde besteht nicht.

(4) Fur die Kennzeichnung der Grabstelle wird von der Kirchengemeinde eine Grabplatte
bereitgestellt und auf den Grabstétten verlegt. Die Gestaltung der Grabplatte erfolgt einheit-
lich und wird vom Kirchenvorstand vorgegeben. Eine individuelle Gestaltung ist nicht mog-
lich. Die Kosten fiir die Grabplatte werden dem Nutzungsberechtigten in Rechnung gestellt.

(5) Anonyme oder namenlose Pflege — und Rasengrabstatten dirfen nicht angelegt werden.

§ 17a
Grabstatten unter Baume

(1) Soweit diese Grabstatten auf dem Friedhof der Kath. Kirchengemeinde St. Peter und
Paul, Velen angeboten werden, dienen diese Grabstatten ausschlie3lich fir Urnenbestattun-
gen.

(2) Die Urnengemeinschaftsgrabstatte unter Baumen besteht aus einer festgesetzten Anzahl
von Urnenreihengrébern. Die Urnengemeinschaftsgraber werden in Form von Reihengré-
bern zur Verfigung gestellt. Grabstatten in der Gemeinschaftsgrabanlage werden als ein-
oder zweistellige (Partnergraber) Grabstéatten angeboten. Bei der Vergabe von Partnergra-
bern ist das Nutzungsrecht an beiden Grabstatten bis zum Ender der Ruhefrist des zuletzt
Beigesetzten zu verlangern. Ein Wiedererwerb bzw. eine Verlangerung des Nutzungsrechtes
an einem Urnenreihengrab auf der Gemeinschaftsgrabstatte ist nicht moglich. Ausgenom-
men sind Partnergraber in der Gemeinschaftsgrabstétte. Dort wird das Nutzungsrecht einma-
lig bis zum Ablauf der Ruhezeit des zuletzt verstorbenen Partners verlangert werden.

(3) Der Beisetzungsplatz innerhalb der Urnengemeinschaftsgrabstétte wird von der Kirchen-
gemeinde festgelegt.

(4) Die Anlage und Pflege der in Abs. 1 genannten Grabstatten tbernimmt die Kirchenge-
meinde fur die Dauer der Ruhezeit. Alle hierdurch entstehenden Kosten werden durch eine
Gebuhr abgegolten, die sich aus der Friedhofsgebuhrenordnung ergibt.

(5) Das Ablegen jegliches Grabschmuckes oder gar Einpflanzen von Blumen sowie das Auf-
stellen und Entziinden von Kerzen ist nicht gestattet. Widerrechtlich abgelegte oder aufge-
stellte Gegenstande werden durch die Kirchengemeinde entsorgt.

(6) Die Angaben der hier beigesetzten Personen werden an einer zentralen Stelle festgehal-
ten. Die Gestaltung der Namenstafel erfolgt einheitlich und wird von der Kirchengemeinde
vorgegeben. Die Kosten fur die Namenstafeln werden dem Nutzungsberechtigten in Rech-
nung gestellt.

(7) Anonyme oder namenlose Grabstétten dirfen nicht angelegt werden.



§18
Gemeinschaftsgrabstéatte mit Grabpflege

(1) Eine Urnengemeinschaftsgrabstétte besteht aus einer festgesetzten Anzahl von Urnen-
reinengrabern. Die Urnengemeinschaftsgraber werden in Form von Reihengrabern zur Ver-
figung gestellt. Grabstéatten in der Gemeinschaftsgrabanlage werden als ein- oder zweistelli-
ge (Partnergraber) Grabstatten angeboten. Bei der Vergabe von Partnergrabern ist das Nut-
zungsrecht an beiden Grabstatten bis zum Ender der Ruhefrist des zuletzt Beigesetzten zu
verlangern. Ein Wiedererwerb bzw. eine Verlangerung des Nutzungsrechtes an einem Ur-
nenreihengrab auf der Gemeinschaftsgrabstétte ist nicht méglich. Ausgenommen sind Part-
nergraber in der Gemeinschaftsgrabstéatte. Dort wird das Nutzungsrecht einmalig bis zum
Ablauf der Ruhezeit des zuletzt verstorbenen Partners verlangert werden.

(2) Der Beisetzungsplatz innerhalb der Gemeinschaftsgrabstatte wird von der Kirchenge-
meinde festgelegt.

3) Die Anlage und Pflege erfolgt fiir die Dauer der Ruhezeit ausschlieBlich durch die Fried-
hofsverwaltung oder eines von ihr Beauftragten. Die Grabstatten muissen fur diese Pflege
freigehalten werden. Ein Abstellen von Kerzen und Blumen sowie im Bestattungsfall von
kleinen Gebinden und Kranzen ist nur auf einer dafiir vorgesehen Flache zuldssig. Wider-
rechtlich abgelegte oder aufgestellte Gegenstande werden durch die Kirchengemeinde ent-
sorgt. Ein Anspruch auf Erstattung des Geldwertes durch die Kirchengemeinde besteht nicht.

(4) Auf der Gemeinschaftsgrabstétte werden die Angaben der hier beigesetzten Verstorbe-
nen an einer zentralen Stele festgehalten. Die Gestaltung der Namenstafel erfolgt einheitlich
und wird von der Kirchengemeinde vorgegeben. Eine individuelle Gestaltung ist nicht mog-
lich. Die Kosten fiir die Grabplatte werden dem Nutzungsberechtigten in Rechnung gestellt.

8§19
Ehrengrabstatten

(1) Die Zuerkennung, die Anlage und die Unterhaltung von Ehrengrabstatten (einzeln oder in
geschlossenen Feldern), die insbesondere fiir Geistliche vorgehalten werden, obliegt aus-
schlie3lich der Friedhofsverwaltung.

§ 20
Gemeinschaftsgrabstatten fir Tot- und Fehlgeburten

(1) Gemeinschaftsgrabstatten fur nachweislich nicht bestattungspflichtige Tot- und Fehlge-
burten sind einstellige Grabstétten, die in einem besonderen Feld ohne individuelle Kenn-
zeichnung und Gestaltungsmdglichkeit belegt werden. Angehérige kbnnen kein Nutzungs-
recht erwerben.

V. Inhalt von Nutzungsrechten

§21
Inhalt des Nutzungsrechtes

(1) Das Nutzungsrecht umfasst das Recht zur Beisetzung und die Pflicht zur Pflege der
Grabstatte. In Fallen, in denen eine Beisetzung nicht oder nicht mehr zuldssig ist, beschrénkt
sich das Nutzungsrecht auf die Pflicht der Grabpflege. Die Kirchengemeinde stellt Giber den
Erwerb des Nutzungsrechtes eine Urkunde aus.

(2) Das Nutzungsrecht an den Grabstatten entspricht der jeweiligen Ruhezeit auf dem Fried-
hof.



(3) Eine Beisetzung darf nur stattfinden, wenn die Ruhezeit nicht Uber die Nutzung hinaus-
geht oder eine Verlangerung des Nutzungsrechtes an einer Grabstétte von der Friedhofs-
verwaltung gegen Entrichtung einer entsprechenden Geblhr, nach der jeweils geltenden
Gebuhrenordnung, gewahrt worden ist. Sind Ruhezeit und Nutzungsrecht abgelaufen, be-
steht kein Anspruch auf eine weitere Verlangerung der Nutzungszeit. Auf Antrag kann das
Nutzungsrecht fiir die Dauer von 5, 10, 15, 20 Jahren oder der jeweiligen Ruhezeit verlangert
werden. Eine weitere Verlangerung kann nur erfolgen, um die Dauer des Nutzungsrechtes
S0 zu verlangern, dass sie der jeweiligen Ruhezeit entspricht.

) 8§22
Ubergang von Nutzungsrechten

(1) Die Ubertragung von Nutzungsrechten zu Lebzeiten bedarf der schriftlichen Zustimmung
der Kirchengemeinde. Bei Wahlgrabstatten kann die Zustimmung verweigert werden, wenn
der Ubernehmer nicht die personlichen Voraussetzungen fiir den Erwerb des Nutzungsrech-
tes gemal 8 2 dieser Satzung erfiillt.

(2) Fur den Ubergang des Nutzungsrechtes von Todes wegen ist das Erbrecht grundsétzlich
ausgeschlossen. Nutzungsrechte gehen

a) bei Versterben des Ehegatten auf den Uberlebenden Ehegatten Uber.

b) in allen anderen Fallen auf eines der Kinder der beigesetzten Eltern Uber, und zwar nach
der Reihenfolge des Alters. Ist eines der Kinder Mitglied der Kirchengemeinde, so ist es be-
vorrechtigt. Sind mehrere Kinder Mitglied der Kirchengemeinde, erwirbt das alteste von ihnen
das Nutzungsrecht. Haben die Eltern eine andere Regelung Uber die Nachfolge im Nut-
zungsrecht getroffen, so wird diese nur dann wirksam, wenn der Friedhofstrager zustimmt.

c) Sind keine Kinder mehr vorhanden, treten an ihrer Stelle die Enkel. Abs. 2b Satz 3 gilt
entsprechend.

d) Sind Abkémmlinge nicht vorhanden, kann das Nutzungsrecht auf die Geschwister der
friiheren Nutzungsberechtigten Gibergehen. Abs. 2b Satz 3 gilt entsprechend.

(3) Geht das Nutzungsrecht auf Personen Uber, die nicht die Voraussetzungen des § 2 erfiil-
len, beschrankt sich das Nutzungsrecht auf die Pflicht zur Pflege.

(4) Uber die Ubertragung des Nutzungsrechtes unter Lebenden sowie den Ubergang des
Nutzungsrechtes von Todes wegen stellt die Kirchengemeinde auf Antrag eine Urkunde aus.

(5) Ist niemand bereit, das Nutzungsrecht zu tbernehmen, kann die Kirchengemeinde den
Erben in Anspruch nehmen. Das Nutzungsrecht endet in diesem Falle mit Ablauf der Ruhe-
frist des zuletzt Beigesetzten.

§23
Wiedererwerb und Verlangerung von Nutzungsrechten

(1) Das Nutzungsrecht an Wahl- und Familiengrabern kann unter den Voraussetzungen des
§ 2 dieser Satzung fur die Gesamtdauer der Nutzungszeit wieder erworben werden. Der
Nutzungsberechtigte muss vor Ablauf der Nutzungszeit einen entsprechenden schriftlichen
Antrag stellen.

(2) Eine Verlangerung des Nutzungsrechtes bei Familien- und Wahlgrébern ist notwendig,
wenn die restliche Nutzungsdauer nicht mehr der Ruhezeit, gemal 8 11 dieser Satzung,
entspricht. Das Nutzungsrecht ist um die fehlende Zeit fiir das gesamte Familien - und Wahl-
grabstétte zu verlangern.



§24
Beendigung von Nutzungsrechten

(1) Bei Beendigung von Nutzungsrechten haben der Nutzungsberechtigte die Grabstétte auf
eigene Kosten zu rdumen. Die Kirchengemeinde benachrichtigt den Nutzungsberechtigten
vor der bevorstehenden Beendigung. Wird eine Ra&umung nicht durch den Verantwortlichen
fristgerecht durchgefiihrt, so ist die Kirchengemeinde berechtigt, die Grabstatte auf Kosten
der Nutzungsberechtigten abrdumen zu lassen. Die Kirchengemeinde ist nicht verpflichtet,
das Grabmal oder sonstige bauliche Anlagen zu verwahren. Die Grabmale fallen ohne Ent-
schadigung in die Verfligungsgewalt der Kirchengemeinde.

(2) Die Raumung der Grabstatte hat innerhalb eines Monats nach Ablauf der Nutzungszeit
zu erfolgen. Insbesondere sind der Grabstein, Blumenschmuck, verlegte Steinplatten etc. zu
entfernen. Von der Kirchengemeinde veranlasste Begrenzungen der Grabstéatten bleiben
Eigentum der Kirchengemeinde und durfen nicht entfernt werden.

(3) Erfolgt die Raumung der Grabstatte nicht in der gesetzten Frist, kann die Kirchengemein-
de die Grabstatte ohne erneute Aufforderung an den Nutzungsberechtigten auf dessen Kos-
ten abraumen lassen. Anspriche des bisherigen Nutzungsberechtigten gegen die Kirchen-
gemeinde auf Herausgabe der abgerdumten Sachen bestehen nicht.

(4) Ist die Anschrift des Nutzungsberechtigten nicht bekannt, gilt § 22 dieser Friedhofssat-
zung entsprechend.

(5) Bei Urnengrabern und den in Wahlgréabern beigesetzten Urnen werden die noch vorhan-
denen Aschen an besonderer Stelle von der Kirchengemeinde oder ihrem Beauftragten in
den Erdboden gegeben.

(6) Ein vorzeitiger Verzicht des Nutzungsrechtes vor Ende der Ruhezeit kann nur mit aus-
drucklicher Zustimmung der Friedhofsverwaltung erfolgen. Im Falle der Genehmigung wer-
den fir jedes verbleibende Jahr der vereinbarten Nutzungszeit Geblhren nach der Gebuh-
renordnung erhoben. Die Regelungen zu Absatz 1 Satz 1 und zu den Abséatzen 2 bis 5 gel-
ten entsprechend.

VI. Gestaltung der Grabstatten, Grabmale und bauliche Anlagen

8§25
Grabmale

(1) Maximal 2 Monate bis zur Errichtung des Grabmals kennzeichnet die Friedhofsverwal-
tung das Grab mit einen Kreuz das den Namen der oder des Verstorbenen tragt.

(2) Die Nutzungsberechtigten sollen auf Grabstéatten Grabmale errichten. Sie mussen christ-
lichen Grundsétzen entsprechen und in ihrer Symbolik den Glauben an die Auferstehung
verkinden. Das Denkmal muss den Namen des/der Beigesetzten enthalten.

(3) Die Grabmale unterliegen in ihrer Gestaltung keinen besonderen Anforderungen, haben
sich jedoch in Grol3e, Material und Schrift der Umgebung des Grabes anzupassen. Zeichen
und Inschriften die christlichen Empfinden widersprechen, sind unzuléssig und kénnen von
der Friedhofsverwaltung auf Kosten des Nutzungsberechtigten entfernt werden.

(4) Auffallige Farbanstriche oder Firmenbezeichnungen an oder auf den Grabmalen sind
nicht gestattet.

(5) Auf Urnengréber darf ein Grabstein (oder eine Stele) aufgebracht werden. Liegende
Grabmale auf Urnengraber sowie Kindergraber dirfen nicht mehr als 70 % der Grabflache
bedecken.



§ 26
Errichtung und Standsicherheit

(1) Die Errichtung von Grabmalen und baulichen Anlagen ist der Kirchengemeinde spates-
tens zwei Wochen vorher zur Genehmigung anzuzeigen. Mit der Anzeige sind die Bauplane
vorzulegen und der ausfuhrende Unternehmer zu benennen. Die Kirchengemeinde erteilt
unverziglich die Genehmigung, wenn Griinde nicht entgegenstehen. Bei Verstdlien gegen
diese Regelung wird das Grabmal oder die bauliche Anlage auf Kosten des Nutzungsberech-
tigten durch die Kirchengemeinde oder deren Beauftragten entfernt.

(2) Grabmale, Kreuze oder Stelen missen nach den anerkannten Regeln des Handwerks
(Richtlinien fir das Fundamentieren und Versetzen von Grabdenkmaélern und Einfassungen
fur Grabstatten des Bundesinnungsverbandes des Deutschen Steinmetz-, Stein- und Holz-
bildhauerhandwerks, in der jeweils gultigen Fassung) fundamentiert und befestigt sein, um
ihre dauerhafte Standsicherheit, auch beim Offnen der Grabstatte und benachbarter Grab-
statten, zu gewahrleisten. Satz 1 gilt fur sonstige bauliche Anlagen entsprechend.

(3) Die Grabmale sind fortwahrend in verkehrssicherem Zustand zu halten. Insbesondere im
Frahjahr nach Ende der Frostperiode hat der Verantwortliche eine Uberpriifung vorzuneh-
men. Verantwortlich dafiir ist bei Reihengrabstatten und Wabhlgrabstatten wer nutzungsbe-
rechtigt ist.

(4) Ist die Standsicherheit von Grabmalen oder Teilen davon geféhrdet, ist der fir die Unter-
haltung Verantwortliche verpflichtet, unverztglich Abhilfe zu schaffen. Bei Gefahr im Verzuge
kann die Friedhofsverwaltung auf Kosten der Verantwortlichen Sicherungsmal3nahmen tref-
fen.

(5) Wird ein ordnungswidriger Zustand trotz schriftlicher Aufforderung der Friedhofsverwal-
tung nicht innerhalb einer jeweils festzusetzenden angemessenen Frist beseitigt, ist die
Friedhofsverwaltung berechtigt, dies auf Kosten der verantwortlichen Person vorzunehmen
oder das Grabmal oder Teile desselben auf Kosten des Verantwortlichen zu entfernen. Die
Friedhofsverwaltung ist nicht verpflichtet, Grabmale oder Teile davon aufzubewahren, soweit
der Verantwortliche nicht bekannt oder nicht ohne weiteres zu ermitteln ist.

(6) Ein Grabmal darf nur errichtet oder verandert werden, wenn die Friedhofsverwaltung vor-
her schriftlich zugestimmt hat. Das gilt auch fur Provisorien. Grablaternen, die tber 0,50 m
hoch sind, bedirfen ebenso der schriftichen Zustimmung. Der Nutzungsberechtigte stellt
mindestens 3 Wochen vor dem beabsichtigten Baubeginn einen Antrag zur Grabmalgeneh-
migung. Dabei muss das Nutzungsrecht nachgewiesen werden. Mit der Anzeige sind die
Baupléane vorzulegen und der ausfiihrende Unter-nehmer zu benennen. Die Kirchengemein-
de kann in begriindeten Fallen die Errichtung untersagen.

8§ 27
Grabgestaltung, Grabpflege

(1) Die Grabstéatte ist so zu gestalten und der Umgebung anzupassen, dass die Wirde des
Friedhofes gewahrt bleibt. Die erstmalige Herrichtung des Grabes muss spatestens zwei
Monate nach der Beisetzung erfolgen. Verwelkte Blumen, Kranze und dergleichen sind un-
abhéngig von dieser Frist zeitnah zu entfernen. Baume und Strducher die 1,40 m Hb6he
ubersteigen, durfen nicht gepflanzt werden. Bei Uberschreitung der Wuchshéhe von 1,40 m
Hohe sind die Gehdolze zurlck zu schneiden oder zu entfernen.

(2) Der Nutzungsberechtigte ist verpflichtet dafiir Sorge zu tragen, dass sich das Grab in
einem gepflegten und ordnungsgemalen Zustand befindet. Nutzungsberechtigte von Grab-
statten in ungepflegtem Zustand werden durch die Kirchengemeinde schriftlich aufgefordert
innerhalb einer Frist von vier Wochen die Grabstelle in einen ordnungsgemafen Zustand zu
versetzen. Nach fruchtlosem Verstreichen der Frist behalt sich die Kirchengemeinde vor, die



Kosten der Herrichtung bzw. der Raumung und Instandhaltung der Grabstétte bis zum Ende
der Ruhezeit, dem Nutzungsberechtigten in Rechnung zu stellen.

(3) Die Grabflachen sind zum Uberwiegenden Teil zu bepflanzen. Nur dreilRig Prozent der
Flache darf mit Naturstein gestaltet werden.

8§ 28
Kunststoffverbot

(1) Trauergebinde, Kranze und Gestecke mussen aus naturlichen, biologisch abbaubaren
Materialien hergestellt sein. Gebinde und Kréanze sind spatestens zwei Wochen nach Trauer-
feiern vom Grab zu entfernen.

(2) Sind fur Trauergebinde, Kranze und Gestecke Kunststoffe verwendet worden, hat der
Nutzungsberechtigte fir die Entsorgung selbst zu sorgen. Dies gilt auch fir unbenutzbar
gewordene Grableuchten.

VII. Schlussvorschriften

§29
Alte Nutzungsrechte

(1) Die vor dem Inkrafttreten dieser Ordnung entstandenen Nutzungsrechte von unbegrenz-
ter oder unbestimmter Dauer werden auf Nutzungszeiten nach § 11 dieser Ordnung seit Er-
werb begrenzt. Sie enden jedoch nicht vor Ablauf eines Jahres nach Inkrafttreten dieser
Ordnung und der Ruhezeit der zuletzt beigesetzten Leiche.

830
Leichen- und Trauerhalle

(1) Die Friedhofshalle ist in der Benutzung nicht konfessionell gebunden. Die Verstorbenen
werden in den Aufbahrungsraumen aufgebahrt. Alle Bestattungen erfolgen von der Fried-
hofskapelle aus.

§ 31
Trauerfeiern

(1) Trauer- und Gedenkfeiern, die nicht aus Anlass einer Beisetzung stattfinden oder die
durch einen anderen als den Geistlichen oder offiziellen Vertreter der Religionsgemeinscharft
geleitet werden, bedurfen der vorherigen schriftlichen Genehmigung der Kirchengemeinde.

(2) Die Kirchengemeinde ist berechtigt, sich Reden und Texte dieser Veranstaltung vorlegen
zu lassen. Politische Veranstaltungen dirfen nicht durchgefuhrt werden.

§ 32
Gefahrenabwehr und Haftung

(1) Die Kirchengemeinde kann zur Abwendung drohender Gefahren fiir Leib und Leben in
Rechte der Nutzungsberechtigten und Dritter, soweit dies zur Gefahrenabwehr notwendig ist,
eingreifen. Soweit ihr hierdurch Kosten entstehen, kann sie diese von den Nutzungsberech-
tigten oder Dritten, von dem die Gefahr ausging, Ersatz verlangen.

(2) Der Kirchengemeinde obliegen keine tber die Verkehrssicherungspflicht hinausgehenden
Obhut- oder Uberwachungspflichten. Die Kirchengemeinde haftet nicht fir Schaden, die
durch nicht satzungsgeméafRe Benutzung des Friedhofs, seiner Anlagen und Einrichtungen,
durch dritte Personen, durch Tiere oder durch hohere Gewalt entstehen. Im Ubrigen haftet



die Kirchengemeinde nur bei Vorsatz und grober Fahrlassigkeit. Die gesetzlichen Vorschrif-
ten zur Haftung bleiben unberihrt.

§ 33
Datenschutz

(1) Erforderliche personenbezogene Daten im Zusammenhang mit einer Bestattung, Verlei-
hung, Verlangerung oder Ubertragung des Nutzungsrechtes an einer Grabstétte, einer An-
zeige zur Errichtung eines Grabmals oder anderer Anlagen, dem Téatigwerden von Dienst-
leistungserbringung sowie mit der Erhebung von Gebilhren und Entgelten dirfen fiir den
damit verbundenen Zweck erhoben, verarbeitet und genutzt werden.

(2) Die Ubermittlung personenbezogener Daten an andere Stellen ist nur zuldssig, wenn und
so weit

a) es zur Erfllung des Friedhofszwecks erforderlich ist oder
b) der Datenempfénger ein berechtigtes Interesse an der Kenntnis der Daten glaubhaft dar-
legt und nicht ein schutzwiirdiges Interesse der betroffenen Person entgegensteht

(3) Im Ubrigen findet die Anordnung tber den Kirchlichen Datenschutz (KDO) in 'ihrerjeweils
geltenden Fassung Anwendung.

VIIl. Schlussvorschriften

§ 34
Gebiihren

(1) Die Kirchengemeinde erlasst furr die Nutzung des Friedhofs, der Leichen- und Trauerhalle
eine besondere Geblihrenordnung.

§ 35
Bekanntmachung / Inkrafttreten

(1) Die Friedhofssatzung tritt am Tag nach ihrer Veréffentlichung zum in Kraft. Gleichzeitig
tritt die am 28.05.2019 beschlossene Friedhofssatzung auRer Kraft.

46342 Velen, den 28.09.2022

Die Kath. Kirchengemeinde -
St. Peter und Paul, Velen s
) 1
/f‘". .

Vorsi’tzencr ¥ bzw. stefllvertretender
Vorsi de/ r
ors;tz(gj} P

INVAA GG AL
Mitgliéd f
, i

Mitglied



Spöler, Josef
Schreibmaschine
28.09.2022




